
 

 

 

Unser Sozialstaat sorgt für Sicherheit im Wandel. Er 

stärkt die Demokratie und sichert die Würde und Aner-

kennung eines jeden Einzelnen. Der Sozialstaat sichert 

uns gegen die zentralen Risiken des Lebens ab und wir 

alle profitieren auf vielfältige Weise von seinen Leis-

tungen. Damit das so bleibt und wir gleichzeitig die un-

übersehbaren Baustellen und Gerechtigkeitslücken 

beheben können, fordern wir als IG Metall eine solida-

rische Finanzierung des Sozialstaates. 

 

WIR KRITISIEREN: 

Trotz seiner unbestreitbaren Leistungsfähigkeit hat der 

Sozialstaat in den letzten Jahren auch seine Schwächen 

gezeigt. 

 

Es gibt eine Reihe von unübersehbaren Baustellen und 

Problemen, die längst im Alltag der meisten Menschen 

angekommen sind: Zu geringe Renten, trotz eines lan-

gen Erwerbslebens; Zuzahlungen bei Medikamenten, 

Zahnersatz und weiteren medizinischen Leistungen; 

oder eine chronisch unterfinanzierte und unterausge-

stattete öffentliche Daseinsvorsorge (z.B. Kitas, Kran-

kenhäuser und Schulen). 

 

Das Rezept der Rechtsextremen und neoliberaler Markt-

ideologen:  Statt Sicherungslücken zu schließen und 

den Sozialstaat zukunftsfest zu machen, fordern sie 

Kosten zu senken, Sozialleistungen abzubauen oder 

einzuschränken. Die daraus resultierende Enttäu-

schung der Menschen, nutzen sie aus, um auf die an-

geblich notwendige Privatisierung von sozialstaatli-

chen Aufgaben zu verweisen.  

 

 

Sozialausgaben zu senken oder Sozialbeiträge zu de-

ckeln, führt jedoch nur zu einer Lastenverschiebung zu 

Ungunsten der Beschäftigten. Schließlich müssten wir 

alle die weiterhin benötigten Leistungen aus eigener Ta-

sche finanzieren. Ein schlechtes Geschäft, von dem 

letztlich nur Vermögende und Arbeitgeber profitieren. 

 

UNSERE FORDERUNGEN 

 Hohe Einkommen und Vermögende müssen 

durch eine gerechtere Steuerpolitik mehr zur Fi-

nanzierung des Sozialstaates beitragen. 

 

 Durch eine moderate Anhebung der paritätisch 

finanzierten Sozialbeiträge wollen wir die Ar-

beitgeber angemessen an der Finanzierung be-

teiligen und die Einnahmebasis der Sozialversi-

cherungen stärken. 

 

 Versicherungsfremde Leistungen müssen durch 

höhere Steuerzuschüsse an die Sozialversiche-

rungsträger finanziert werden. 

 

 Durch die Einführung einer Erwerbstätigenversi-

cherung bei der Rente und einer Bürgerversiche-

rung bei der Gesundheit, wollen wir den versi-

cherten Personenkreis und somit auch die Ein-

nahmebasis stärken. 

 

 Die Schuldenbremse muss abgeschafft, min-

destens aber investitionsförderlich reformiert 

werden, um dringend benötigte Investitionen in 

unsere soziale Infrastruktur zu ermöglichen. 
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UNSERE LÖSUNGSVORSCHLÄGE 

Damit soziale Sicherheit nicht zum Luxusgut wird und 

eine gute Versorgung nicht vollständig vom Geldbeutel 

abhängt, bedarf es einer solidarischen Finanzierung 

des Sozialstaates. Wir wollen, dass hohe Einkommen 

und Vermögen mehr zur Finanzierung des Sozialstaates 

beitragen und wir fordern eine angemessene Beteili-

gung der Arbeitgeber. Der Staat muss außerdem sicher-

stellen, dass dringend benötigte Investitionen in die so-

ziale Infrastruktur (Schulen, Kitas, Pflege, etc.) im aus-

reichenden Umfang finanziert werden. 

 

Als IG Metall werden wir in den anstehenden Auseinan-

dersetzungen um die Zukunft des Sozialstaates deut-

lich Stellung beziehen, uns entschieden und sichtbar 

gegen Angriffe auf sozialstaatliche Errungenschaften 

zur Wehr setzen und uns für eine solidarische Sozial-

staatsfinanzierung einsetzen. 

WIR INFORMIEREN 

Was leistet der Sozialstaat für mich? 

Der Sozialstaat sichert zunächst alle Beschäftigten ge-

gen die sogenannten zentralen Lebensrisiken (Krank-

heit, Arbeitslosigkeit, Pflegebedürftigkeit, etc.) ab. 

Doch auch wer nicht krank, pflegebedürftig oder ar-

beitslos ist, profitiert durch eine Vielzahl sozialstaatli-

cher Leistungen. Hierzu zählen u.a.: Wohngeld, Kinder-

geld, Elterngeld, Kitaplätze, Schulen und vieles mehr.  

 

Ist der Sozialstaat noch finanzierbar? 

In der öffentlichen Debatte über die Zukunft des Sozial-

staates wird immer wieder der Eindruck erweckt, als 

seien die Sozialausgaben in den vergangenen Jahren 

explodiert und der Sozialstaat nicht mehr finanzierbar. 

Der ehemalige Bundesfinanzminister Christian Lindner 

hat ein mehrjähriges Moratorium für Sozialausgaben 

vorgeschlagen. Arbeitgeberverbände und wirtschafts-

nahe Lobbygruppen trommeln bereits seit langem für 

eine Begrenzung der Sozialausgaben und eine Decke-

lung der paritätisch finanzierten Sozialversicherungs-

beiträge. 

 

Ein Blick auf die Fakten zeigt, dass die Sozialausgaben 

in Deutschland weder im internationalen noch im histo-

rischen Vergleich besonders hoch sind. Die Summe al-

ler Sozialausgaben im Verhältnis zum Bruttoinlands-

produkt ist in den letzten 15 Jahren relativ konstant und 

liegt derzeit bei 30,5%. Die Staatsquote, also alle staat-

lichen Ausgaben (inklusive der staatlichen Sozialleis-

tungen) im Verhältnis zum BIP – bewegt sich ebenfalls 

auf konstantem Niveau. Von explodierenden Ausgaben 

kann also keinesfalls die Rede sein. 

 

Vielmehr geht es um die Frage wie eine gerechte Finan-

zierung des Sozialstaates in Zukunft aussehen sollte. 

Wir fordern eine faire Lastenverteilung zwischen Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern und eine angemessene Be-

teiligung von Spitzenverdienern und Superreichen an 

der Finanzierung des Sozialstaates. 

 

Ist mehr Privatvorsorge nicht die bessere Lösung?  

Entstehende Sicherungslücken (z.B. bei der Rente) 

durch mehr private Vorsorge zu schließen – wie es Teile 

der Politik immer wieder fordern – löst das Problem 

überhaupt nicht, sondern führt lediglich zu einer einsei-

tigen Verteilung der Kosten. Während die Kosten bei der 

gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung zu glei-

chen Teilen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern finan-

ziert werden, müssen Beschäftigte die private Vorsorge 

fast vollständig aus der eigenen Tasche bezahlen. Wer 

über ein geringes Einkommen verfügt, hat am Ende des 

Monats ohnehin kein Geld mehr übrig, um zusätzlich 

vorzusorgen.  

 

Mehr soziale Sicherheit für die  

Zukunft – dafür geht die IG Metall in 

die Offensive! 

 

sozialstaat.igmetall.de 


